
2� UroForum  5 2014

Ein wegen systematischer 
Abrechnungsfehler berufs-
gerichtlich verurteilter Arzt 
muss es hinnehmen, dass 
das Urteil unter Nennung 
seines Namens im Ärzteblatt 
veröffentlicht wird. Zu die-
sem Ergebnis kam das Bun-
desverfassungsgericht in 
einem viel beachteten Be-
schluss vom 3. März 2014 
(Az. 1 BvR 1128/13). 

Der Fall 

Die Ärztekammer Nordrhein 
hatte einem niedergelasse-
nen Internisten vorgeworfen, 
gegenüber Privatpatienten 
nicht GOÄ-konform abge-
rechnet zu haben. Das Merk-
mal der „Sitzung“ habe er 
bewusst „zu seinem Vorteil“ 
weit „ausgelegt“ und für ei-
nen Praxisbesuch mehrere 
Sitzungen abgerechnet. 

Das von der Ärztekammer 
angerufene Berufsgericht für 
Heilberufe bestätigte, dass 
der Arzt in allen vier verfah-
rensgegenständlichen Fäl-
len eklatant gegen seine 
Berufspflichten verstoßen 
habe. Den Verstoß sanktio-
nierte das Gericht mit dem 
Entzug des passiven Berufs-
wahlrechts (für Posten in der 
Landesärztekammer) sowie 
mit einer Geldbuße in Höhe 
von 25.000 Euro. 

Negative Vorbild­
wirkung

Gestützt auf § 60 Abs. 3 des 
nordrhein-westfälischen 
Heilberufsgesetzes (Heil-

BerG NRW), wonach „in be-
sonderen Fällen“ auf Veröf-
fentlichung der berufsge-
richtlichen Entscheidung 
erkannt werden kann, ent-
schied das Berufsgericht 
darüber hinaus an, dass die 
Ärztekammer Nordrhein be-
rechtigt ist, das Urteil nach 
Rechtskraft in ihrem Ärzte-
blatt zu veröffentlichen, und 
zwar unter Angabe des Na-
mens des Arztes. Die Beson-
derheit des vorliegenden 
Falles resultiere aus der ne-
gativen Vorbildwirkung, die 
von einem Verhalten im Ab-
rechnungswesen ausgehe, 
wie es der Arzt in seiner 
Praxis praktizieren würde. 
Diese Handhabung könne - 
sofern über die Entschei-
dung des Berufsgerichts 
nicht ausreichend berichtet 
würde - anderen Praxen als 
negatives Vorbild dienen. 
Das Gewicht der Angelegen-
heit liege trotz des relativ 
geringen Schadens in der 
großen „Schadensgeneigt-
heit eines Abrechnungssys-
tems“, wie es vom Arzt prak-
tiziert werde.

In zweiter Instanz reduzierte 
das Landesberufsgericht für 
Heilberufe die Geldbuße zwar 
auf 20.000 Euro, bestätigte 
aber im Übrigen die Sanktio-
nen, und zwar mit der Be-
gründung, das vom Arzt mit 
erheblicher Hartnäckigkeit 
verfolgte und verteidigte, 
gleichzeitig aber verschleier-
te Abrechnungssystem sei 
Ausdruck einer besonders 
berufsrechtsfeindlichen Ein-
stellung.

Der Arzt rief daraufhin das 
Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe an. Insbesonde-
re die nichtanonymisierte 

Veröffentlichung der Ge-
richtsentscheidung sei ver-
fassungsrechtlich zu bean-
standen und unverhältnis-
mäßig. Sie führe - mit Blick 
auf die heutigen Informa
tionsmöglichkeiten im Inter-
net - zu einer irreversiblen 
Rufschädigung und zur Ver-
nichtung seiner beruflichen 
und wirtschaftlichen Exis-
tenz.

Gesundheitsversor­
gung vor Gewinn­
erzielung
Durchdringen konnte der 
Arzt mit seiner Verfassungs-
beschwerde allerdings nicht. 
Der Senat erklärte § 60 Abs. 
3 HeilBerG NRW (als Rechts-
grundlage für die nichtano-
nymisierte Urteilsveröffent-
lichung) für verfassungskon-
form und verhältnismäßig. 
Denn die Regelung wende 
sich an Angehörige der Heil-
berufe, denen ein besonde-
res, schützenswertes Ver-
trauen entgegengebracht 
werde. Jedenfalls sei die 
Veröffentlichung einer letzt-
instanzlichen Entscheidung 
dann verfassungsrechtlich 
unbedenklich, wenn es sich 
– wie vorliegend –um verein-
zelte, herausgehobene Fälle 
handle. Zudem sei die Ver-
hältnismäßigkeit gewahrt, 
sofern die Veröffentlichung 
wie vorliegend nur in einem 

berufsrechtlichen Medium 
und einmalig erfolge. Inso-
fern habe der Arzt die Beein-
trächtigung seines Persön-
lichkeitsrechts hinzuneh-
men. Der Staat dürfe insbe-
sondere Verhaltensweisen 
entgegenwirken, die den 
Eindruck vermitteln können, 
der Arzt stelle die Gewinner-
zielung über das Wohl des 
Patienten und dessen ord-
nungsgemäße Gesundheits-
versorgung. Patientinnen 
und Patienten sollten darauf 
vertrauen können, dass sich 
ein Arzt nicht von kommerzi-
ellen Interessen leiten lässt.

Fazit

Der betroffene Arzt war 
Kreisvorsitzender des ge-
sundheitspolitischen Ar-
beitskreises einer Partei, 
Mitglied einer Ärztevereini-
gung sowie Mitglied des 
Vorstandes einer Kreisstelle 
der Kassenärztlichen Verei-
nigung. Vor diesem Hinter-
grund war die Enttäuschung 
über das berufsrechtswidri-
ge Verhalten des Arztes bei 
der Ärztekammer und den 
Gerichten möglicherweise 
besonders groß, was die 
drakonische Bestrafung er-
klären würde.

Die Möglichkeit der Veröf-
fentlichung von berufsge-
richtlichen Urteilen mit Na-
mensnennung sieht allein 
das nordrhein-westfälische 
Heilberufsgesetz vor. Mitglie-
der anderer Kammerbezirke 
können insofern aufatmen.

Alles was Recht ist …
Kein Recht auf 
Anonymität für 
Abrechnungssünder
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